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Wien. Seit ihrer Gründung An-
fang der 1980er Jahre waren die
Grünen in der Politik der erste
Ansprechpartner, wenn es um
Bürgerinitiativen ging. Auch, weil
sie selber ein Ergebnis dieser Be-
wegungen sind. Doch die Zeiten
ändern sich. Heute sitzen die Grü-
nen – wie in Wien – selber an den
Hebeln der Macht. Nun gehören
sie zur Obrigkeit. Das spürte Vi-
zebürgermeisterin Maria Vassila-
kou vor kurzem bei einer Veran-
staltung im Odeon-Theater in der
Leopoldstadt.

Der Stadtentwicklungsplan
(Step) 2025 soll im kommenden
Jahr präsentiert werden. Ein we-
sentlicher Kernpunkt darin: Bür-
gerbeteiligung und direkte Demo-
kratie. Im Odeon-Theater sollten
Interessierte die Möglichkeit ha-
ben, ihre Gedanken und Anregun-
gen zu dem alten Stammthema
der Grünen kundzutun. Vassila-
kou stand Rede und Antwort.

Bereits in ihrem Eingangstate-
ment klang es wie eine Entschul-
digung, als sie sagte, dass die
Stadt mit Bürgerbeteiligung nicht
allzu viel Erfahrung habe. Man
würde deshalb erst am Anfang
stehen. Es sei erstmals eine Syste-
matik nötig, etwa ab welcher Pro-

zessgröße Bürger miteinbezogen
werden müssen. Auch die Ver-
bindlichkeit soll definiert werden.
„Wir wollen klare Regeln und ei-
ne klare Tradition entwickeln“,
sagt sie. Grundlage dieser Traditi-
on soll ein Regelbuch sein, das
2014 vorgelegt werden soll.

Keine Ausdehnung
ohne Konflikte
Die Stadt würde bis 2030 in der
Größe der Einwohnerzahl von
Graz wachsen, ohne Konflikte
werde die Ausdehnung nicht ver-
laufen. Manche Konflikte werden
auch unlösbar sein. „Wer Sturm
läuft, dass die Wiese am Nachbar-
grundstück verbaut wird und da-
bei vergisst, dass sein Haus auf
einem Grundstück steht, wo frü-

her auch grüne Wiese war, den
werden wir für Partizipationspro-
zesse nicht gewinnen können.“ Es
sollen daher jene angesprochen
werden, die zwar nicht immer von
den Ideen der Stadt begeistert sei-
en, aber sich dem Prozess des
„Gebens und Nehmens“ stellen
wollen. Bürgerbeteiligung solle
Ausgleich schaffen.

Dass es vonseiten der Stadt
noch Aufholbedarf in Sachen Bür-
gerbeteiligung gebe, bestreitet im
Saal niemand. Im Gegenteil. Vie-
le, die selber schon seit Jahren in
Bürgerinitiativen aktiv sind, kriti-
sieren die gängige Praxis. So wie
etwa Wolfgang Veit, der bereits
vor mehr als 30 Jahren gemein-
sam mit anderen die Bebauung
der Steinhofgründe im 16. Bezirk

erfolgreich verhindern konnte.
Heute ist er wieder auf den Bei-
nen. Auch dieses Mal geht es um
die Bebauung der Steinhofgründe.
Von der Stadt ist er enttäuscht. Es
gebe keine Transparenz und zu-
ständige Magistrate würden ihre
Auskunft verweigern, sowie Un-
terlagen zu dem Bauprojekt zu-
rückhalten. Vielen Menschen im
Publikum ergeht es ähnlich.

Fast ungläubig lauscht das Pu-
blikum den Ausführungen von
Vassilakou, die die Beamten der
Magistratsabteilungen in Schutz
nimmt. Es gebe das Amtsgeheim-
nis in Österreich, sagt sie. Darü-
ber sei sie zwar auch nicht glück-
lich, aber die Beamten müssten
sich daran halten, um nicht ihren
Job aufs Spiel zu setzen. Dass es

allerdings auch eine Auskunfts-
pflicht gebe, wie Stimmen aus
dem Publikum einwerfen, igno-
riert die Vizebürgermeisterin. Sie
räumt aber ein, dass die Stadtver-
waltung noch zehn Jahre brau-
chen werde, bis Partizipationspro-
zesse reibungslos ablaufen wer-
den. Bis dahin sollen externe Ex-
perten aushelfen.

Andrea Maria Dusl, Autorin
und Filmemacherin, nimmt die
Beamten in die Pflicht. Viele
Beamten würden vergessen, dass
sie auch Bürger dieser Stadt sei-
en. „Es müsste Beamten geben,
die streiken, weil sie mit Bürgern
in Kontakt treten wollen. Sie müs-
sen dabei nicht einmal ein Gesetz
brechen, den Streik ist in Öster-
reich erlaubt.“ Einen Satz, den
man früher wahrscheinlich von
Grünen Politikern gehört hätte.

Das von Vassilakou vorgeschla-
gene Regelbuch stößt im Publi-
kum auf Unverständnis: Wer
stellt hier für wen die Regeln auf,
lautet der Tenor. Eine ältere Dame
erzählt über einen Wanderweg in
Dornbach, der „aus Sicherheits-
gründen“ gesperrt wurde. Inner-
halb von wenigen Tagen wurden
mehr als 700 Unterschriften zur
Erhaltung des Weges gesammelt
und bei der Bezirksvertretung ab-
gegeben. Vassilakou wundert sich
darüber, dass sie noch nie etwas
von der Initiative gehört habe.
Auch weil sie in der Gegend woh-
ne. Vielleicht werde sie ja auch
der Bürgerinitiative beitreten,
sagt sie. Das glaubt ihr an diesem
Abend aber niemand. ■

Gefangen in der Obrigkeit
■ Bürgerinitiativen
kritisieren fehlende
Transparenz bei
Projekten der Stadt.

Von Bernd Vasari

Vizebürgermeisterin Maria Vassilakou (Grüne) verteidigt Rolle der Stadt beim Thema Bürgerbeteiligung

Bürgerinitiative war früher – heute stehen die Grünen auf der anderen Seite. Foto: Nathaniel Minor

Wien. Fünf Tage vor der Natio-
nalratswahl hat Wiens Bürger-
meister Michael Häupl in Sachen
Mariahilfer Straße noch einmal
die Muskeln spielen lassen –
wenn auch nur sehr verhalten:
„Ich glaube, dass es ganz vernünf-
tig ist – und dem wird sich auch
Herr Chorherr nicht verschließen
können –, dass wir die Fußgän-
gerzone auf der Mariahilfer Stra-
ße so gestalten, wie die großen
Fußgängerzonen in Wien auch
sind“, erklärte er am Montag
Abend vor Journalisten. Am Sonn-
tag hatte der grüne Radsprecher
Christoph Chorherr noch klarge-
stellt, dass eine Verbannung der
Radfahrer auf der Mariahilfer
Straße nicht in Frage komme.
„Mit uns wird es das nicht ge-
ben“, meinte Chorherr.

Wer den Machtkampf gewin-
nen wird, werde man am Ende

des Tages sehen, sagte Häupl da-
zu. Seine Aussage zielt auf jeden
Fall unmissverständlich auf einen
Rauswurf der Radfahrer aus der
Fußgängerzone ab. Trotzdem wol-
le er die Sache mit den Grünen
friedlich lösen. „Dass ich wie Ale-
xander der Große mit dem
Schwert in den Gordischen Kno-
ten hineinhauen soll, gefällt viel-
leicht den Medien, aber sonst nie-
mandem“, betonte er.

Häupls letzter Versuch ein
Machtwort zu sprechen, blieb be-
reits Ende August ohne Ergebnis
– schließlich sind die eineinhalb
Wochen, in denen er eine Lösung
für die Mariahilfer Straße in Aus-
sicht gestellt hatte, längst verstri-
chen. Schuld an der Verzögerung
sei die neue Linienführung des
13A: „Eine Lösung wird es wohl
erst geben, bis die Freunde mit
der Busspur fertig sind. Das ist of-

fensichtlich nicht so einfach“,
meinte Häupl dazu.

Dass sich die Mariahilfer Stra-
ße oder der Zwist um die Auswei-
tung des Parkpickerls auf das
SPÖ-Wahlergebnis am Sonntag
auswirken könnte, glaubt Häupl
jedenfalls nicht: In Ottakring etwa
würde heute niemand mehr die
Parkpickerl-Regelung zurückneh-
men wollen. „Und bei der Maria-
hilfer Straße glaube ich, dass es
eine akzeptable Mehrheit für die
Fußgängerzone gibt.“

Angst vor Schwarz-Blau
Sorgen bereitet dem Bürgermeis-
ter vielmehr, dass es nach der
Wahl eine Neuauflage von
Schwarz-Blau geben könnte. Des-
wegen richtete er zusammen mit
Sozialminister Rudolf Hundstorfer
und dem Wiener Landtagspräsi-
denten Harry Kopietz den Appell
an die Wiener Bevölkerung – und
das war der eigentliche Grund des
Pressegesprächs –, sie möge doch
so zahlreich wie möglich am
Sonntag zu den Wahlurnen
schreiten, um das zu verhindern.

Sozusagen als Gegenprogramm
zur Warnung von FPÖ und ÖVP
vor Rot-Grün auf Bundesebene.

Bei der Gelegenheit nahm
Hundstorfer das ÖVP-Programm
„Österreich 2025“ auf’s Korn, in
dem sich etwa zahlreiche Privati-
sierungsforderungen befinden,
die die Leistungen der kommuna-
len Daseinsvorsorge bedrohen
würden. Auch Pläne für einen
12-Stunden-Arbeitstag zur Ver-
meidung von Überstundenzu-
schlägen seien Teil des Pro-
gramms, „auch wenn das ständig

abgestritten wird“, meinte der So-
zialminister.

Auf eine große Koalition nach
der Wahl wollen sich die Politiker
nicht versteifen. Schließlich ist es
laut Häupl nicht auszuschließen,
dass das Team Stronach eine
ÖVP-FPÖ-Koalition unterstützen
wird. Schwarz-Grün-Stronach sei
ebenfalls eine „interessante“ Vari-
ante. Für die SPÖ wünscht sich
Häupl jedenfalls ein Plus. „Weil
ich mag Minus nicht so richtig,
außer beim Gewicht“, so der Bür-
germeister. ■

„Fußgängerzone wird so wie alle anderen in Wien“

■ Häupl und Hundstorfer rühren noch
einmal sanft die SPÖ-Werbetrommel.

Von Christian Rösner

Triumvirat vor der Wahl: Kopietz, Hundstorfer, Häupl. Foto: Zwefo
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